
Satzung der 
„Oberhausener Tafel e.V.“ 

 
 

§1 
Name und Sitz 

 
(1) Der Verein führt den Namen „Oberhausener Tafel e.V.“. 
(2) Der Verein wird in das Vereinsregister beim Amtsgericht Oberhausen eingetragen. 
(3) Der Verein hat seinen Sitz in Oberhausen. 
 
  

§2 
Zweck und Ziel 

 
(1) Zweck des Vereins ist die Förderung bedürftiger Personen. Zur Erreichung dieses Zwecks      
      sammelt der Verein Mittel (Geld- und Sachspenden). Insbesondere wird der Verein durch  
      unmittelbare Ansprache von natürlichen Personen, Institutionen und juristischen  
      Personen versuchen, nicht mehr benötigte, aber noch verwendungsfähige  
      Nahrungsmittel und andere Gegenstände des unmittelbaren persönlichen Gebrauchs zu  
      sammeln und diese Mittel bedürftigen Personen übergeben. Der Verein wird im Sinne  
      dieses Aufgabenkreises auch Öffentlichkeitsarbeit leisten und Publikationen und  
      Erklärungen herausgeben. 
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar mildtätige und gemeinnützige Zwecke  
      im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung auf  
      überparteilicher, überkonfessioneller und übernationaler Grundlage. 
(3) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  
      Mittel dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwende werden. Die Mitglieder dürfen  
      keine Gewinnanteile und sonstige Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins erhalten. 
(4) Keine Person darf durch Ausgaben, die den Zweck des Vereins fremd sind, oder durch  
      unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
 

§3 
Mitgliedschaft 

 
(1) Mitglied des Vereins können natürliche Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet  
      haben, sowie juristische Personen des öffentlichen oder privaten Rechtes und  
      rechtsfähige Vereine werden 
(2) Der Antrag auf Aufnahme ist schriftlich in Textform (§ 126 b BGB) per Brief oder  

      Email an den Vorstand des Vereins zu richten. 

     Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied die  
     Satzung des Vereins an. 
(3) Die Mitgliedschaft kann in Form der „aktiven Mitgliedschaft“, nachfolgend Mitglied  
      genannt, und in Form der „Fördermitgliedschaft“, nachfolgend Fördermitglied genannt,  
      erworben werden. Aktive Mitglieder zahlen keinen Beitrag. Fördermitglieder  
      unterstützen den Verein finanziell und sind nicht stimmberechtig nach §8 Abs.2. Sie  
      können zu jeder Zeit ihren Förderbeitrag einstellen. 



(4) Mitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Auslagen können erstattet werden. 
§4 

Rechte und Pflichten 
 
(1) Jedes Mitglied und Fördermitglied hat das Recht, an der Mitgliederversammlung  
      teilzunehmen. 
(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die in §2 genannten Bestrebungen und Aufgaben des  
      Vereins in jeder Weise zu fördern und den im Rahmen dieser Satzung gefassten  
      Beschlüsse nachzukommen 
 

 
§5 

Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft endet: 
1. Mit dem Tod des Mitgliedes bzw. dem Erlöschen der Rechtsfähigkeit der Mitglieder. 
2. Durch den Austritt des Mitgliedes. 
3. Durch Ausschluss aus dem Verein. 
4. Wenn ein Mitglied 6 Monate unentschuldigt der Tafelarbeit fernbleibt. 
 
(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung in Textform (§ 126 b BGB) über Brief oder 
     Email gegenüber dem Vorstand. 
(3) Der Ausschluss aus dem Verein kann erfolgen, wenn ein Mitglied grob gegen die  
      Interessen des Vereins verstoßen hat. Dieses Ausschlussrecht erstreckt sich bei  
      juristischen Personen auch auf deren gesetzliche Vertreter. 
(4) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Dabei ist dem Mitglied vor  
      Beschlussfassung Gelegenheit des rechtlichen Gehörs zu gewähren. 
(5) Gegen den Ausschluss durch den Vorstand kann das betroffene Mitglied Widerspruch  
      einlegen. Über den Widerspruch entscheidet die Mitgliederversammlung, wobei vor  
      Beschlussfassung dem Betroffenen Gelegenheit des rechtlichen Gehörs zu gewähren ist. 
 
 

§6 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§7 
Organe des Vereins 

 
Organe des Vereins sind: 
1. Die Mitgliederversammlung 
2. Der Vorstand 
 
 
 
 



 
 

§8 
Mitgliederversammlung 

 
(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie beschließt über alle  
      Angelegenheiten des Vereins, soweit nicht die Satzung die Zuständigkeit eines anderen  
      Organs festlegt. Ihr obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 
      a) Feststellung oder Änderung der Satzung 
      b) Genehmigung der Jahresabrechnung, des Wirtschafts- und Investitionsplanes 
      c) Entgegennahme des Geschäftsberichts des Vorstandes 
      d) Entgegennahme Bericht der Kassenprüfer 
      e) Entlastung des Vorstandes 
      f) Beschlussfassung über Anträge des Vorstandes 
      g) Wahl der Vorstandsmitglieder und der Kassenprüfer 
      h) Auflösung des Vereins 
      i) Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern (§5, Abs.5) 
      j) Bestellung der Liquidatoren im Falle der Auflösung des Vereins. 
 
(2) Jedes aktive Mitglied hat eine Stimme. Fördermitglieder sind nicht stimmberechtigt. 
(3) Die ordentliche Mitgliederversammlung wird auf Beschluss des Vorstandes von 
      diesem jährlich mindestens einmal einberufen.  
      Die Mitgliederversammlung kann als Videokonferenz und Hybrid durchgeführt werden. 
      Für eine technische Umsetzung ist im Vorfeld zu sorgen. 
      Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn es der Vorstand  
      beschließt oder wenn die Einberufung von mindestens 1/5 der Mitglieder unter Angabe  
      der Verhandlungspunkte schriftlich beim Vorstand beantragt wird. 
(4) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand auch durch Email einberufen; durch 
      einfachen Brief nur dort, wo eine Email-Adresse nicht bekannt ist. 
      Dabei ist die vom Vorstand festgelegte Tagesordnung mitzuteilen. Die  
      Einberufungsfrist beträgt zwei Wochen. 
(5) Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung sind mindestens eine Woche vor der  
      Mitgliederversammlung dem Vorstand schriftlich per Email oder Brief einzureichen. Sie  
      sind vom Vorstand auf die Tagesordnung zu setzen. 
(6) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand geleitet. 
(7) Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder  
      beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. 
(8) Beschlüsse der Mitgliederversammlung bedürfen der Mehrheit der abgegebenen  
      Stimmen, wobei Stimmenthaltungen nicht gezählt werden. Zur Satzungsänderung, zur  
      Änderung des Vereinszwecks und zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von 2/3  
      der anwesenden Mitglieder erforderlich. 
(9) Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen; wenn die Mehrheit der anwesenden 
      Mitglieder dies verlangt, muss schriftlich in geheimer Wahl abgestimmt werden. 
      Bei hybriden Versammlungen erfolgt die Abstimmung in geeigneter elektronischer Form  
      mit Wahrung der Geheimhaltung. 
(10)Beschlüsse über Satzungsänderungen , die den Zweck des Vereins  betreffen, sind vor  
       dem Inkrafttreten dem zuständigen Finanzamt zwecks Bestätigung vorzulegen, wenn die  
       Gemeinnützigkeit des Vereins im steuerlichen Sinne durch die Beschlüsse beeinträchtigt 



       ist. 
(11)Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das insbesondere die  
      Beschlüsse und die Anwesenheitsliste zu umfassen hat. Das Protokoll ist vom  
      Vorstandsmitglied, das die Versammlung geleitet hat und von dem Vorstandsmitglied,  
      das das Protokoll angefertigt hat, zu unterschreiben, den Mitglieder per Email (bei  
      fehlender Mail-Adresse per Brief) zuzusenden und von der nächsten  
      Mitgliederversammlung zu genehmigen. 

§9 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens 3 maximal 5 Mitgliedern von denen eines für die  
      Finanzen zuständig sein muss. Alle werden von der Mitgliederversammlung gewählt. 
      Diese Personen sind der geschäftsführende Vorstand. Die Vorstandsmitglieder werden  
      auf die Dauer von drei Jahren berufen. Sie bleiben auch nach Ablauf der Amtszeit bis zur  
      Neuwahl im Amt, höchstens drei Monate. Die Bestellung der Vorstandmitglieder erfolgt  
      durch die Mitgliederversammlung. Die Wiederwahl ist zulässig 
(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch mindestens zwei  
     Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten. 
     Die Mitgliederversammlung kann einzelnen Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsbe- 
     fugnis erteilen. Der Vorstand kann für bestimmte Geschäftsbereiche besondere Vertreter 
     gem. § 30 BGB bestellen. 
(3) Der Vorstand erstellt ein Organigram. Im Organigram wird die Aufgabenverteilung,  
      Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten geregelt. Das Organigram ist kein Bestandteil  
     der Satzung. Das jeweils gültige Organigram wird für alle sichtbar in den Räumen der  
      Tafelkirche ausgehangen. 
      Der Vorstand übt seine Tätigkeit ehrenamtlich aus und hat Anspruch auf angemessene  
      Erstattung seiner Auslagen.  
     Vorstandsmitglieder sind für Rechtsgeschäfte im laufenden Geschäftsbetrieb bis zu einem  
     Einzelwert von je EUR 2.000,00 Euro von den Beschränkungen des § 181 BGB insoweit  
     befreit, als keine wesentlichen Interessenkonflikte bestehen. Darüberhinausgehende  
     Rechtsgeschäfte mit Vorstandsmitgliedern oder ihnen nahestehenden Personen bedürfen  
     der vorherigen Zustimmung der Mitgliederversammlung. Satzungsmäßige und  
     steuerrechtliche (gemeinnützigkeitsrechtliche) Vorgaben bleiben unberührt. 
    Der Vorstand leitet den Verein, führt seine Geschäfte und vertritt ihn nach außen. Ihm  
    obliegt die Führung aller Geschäfte, die nicht der Mitgliederversammlung vorbehalten  
     sind, insbesondere: 
      a) Vorschläge zur Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung 
      b) Einstellung und Entlassung von MitarbeiterInnen 
      c) Vorbereitung des Wirtschafts- und Investitionsplanes zur Vorlage auf der  
          Mitgliederversammlung 
      d) Geschäftsverteilungsplan und Dienstanweisung an die MitarbeiterInnen 
(4) Der Vorstand wird von dem Vorstandsmitglied, das laut Organigramm die Aufgabe  
      zugeteilt bekommt, schriftlich in Textform (Email oder Brief) einberufen eine Woche vor  
       der Sitzung. 
      Die Einladungen zur Vorstandssitzung erfolgen unter Angabe der Tagesordnung. Zu den  
      Vorstandssitzungen werden auch die Leitungen der Ausgabestellen eingeladen. 
      Diese nehmen beratend an den Sitzungen teil. 
(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmitglieder  



      anwesend sind. Beschlüsse des Vorstands müssen mit einfacher Mehrheit gefasst  
      werden. Über die Vorstandssitzungen sind Niederschriften anzufertigen, die vom  
      Vorsitzenden und vom Schriftführer unterzeichnet werden. Die Niederschiften sind 
      allen Vorstandsmitgliedern zu übersenden. Für die Durchführung der Beschlüsse ist der  
      Vorstand verantwortlich. 
 
 

§ 10  
DSGVO 

 
1) Der Verein darf nur solche personenbezogenen Daten seiner Mitglieder und Kunden  
    erheben und verarbeiten, die für die Vefolgung des Vereinszwecks, für die Mitglieder- und  
    Kundenbetreuung und Verwaltung erforderlich sind. Hierfür müssen Vereinsmitglieder  
    und Kunden ihre schriftliche Zustimmung zur Datenverarbeitung geben.  
2) Wenn sich mindestens 20 Personen im Verein regelmäßig mit der automatisierten  
    Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigen , ist der Verein verpflichtet, einen  
    internen oder externen Datenschutzbeauftragten zu benennen.  
 
 
 

§11 
Auflösung des Vereins 

 
(1) Über die Auflösung des Vereins beschließt die Mitgliederversammlung (§5 Abs.1(j)). 
(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke  
      fällt das verbleibende Vermögen an das Diakonische Werk Oberhausen zwecks  
      Verwendung im Sinne des §2 Abs. 1 diese Satzung 
(3) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind zwei  
      Vorstandsmitglieder gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 
 
Fassung einstimmig ohne Gegenstimme und Enthaltung beschlossen auf der 
Mitgliederversammlung am 26. Mai 2026 
 

 


